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Vorwort 

Die Dogmatik der deutschen Staatsrechtswissenschaft  ist in vielerlei Hinsicht 
noch dem „Erbe der Monarchie", dem Denken der positivistischen Staatsrechtsleh-
re des ausgehenden 19. Jahrhunderts verhaftet.  Dies wird besonders deutlich in den 
Begriffskategorien  mit denen die Staatsrechtslehre arbeitet. Der konstitutionellen 
Ära entstammende Rechtsinstitute wie das besondere Gewaltverhältnis" des Bür-
gers zum Staat oder die Vorstellung, Grundrechte würden dem Bürger durch den 
Staat „gewährt", sind nach wie vor im deutschen Staatsrecht geläufige Denk- und 
Begriffsmuster.  Ein Relikt der vom monarchischen Prinzip geprägten Staatsrechts-
lehre ist auch die Doktrin vom Staat als juristische Person. 

Diese Untersuchung soll Anstoß und Hinweis sein, dass die dogmatischen 
Grundbegriffe  des Staats- und Verwaltungsrechts im Kern zum Teil noch das Ant-
litz des 19. Jahrhunderts tragen. 150 Jahre nach dem Scheitern der März-Revolu-
tion von 1848/49 ist es an der Zeit, dass die deutsche Staatsrechtslehre ihr monar-
chisches Erbe abstreift  und die Dogmatik des Staatsrechts der fortschreitenden Ver-
fassungsentwicklung anpasst. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 1999 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaften der Universität Osnabrück als Dissertation angenommen. 
Besonderen Dank schulde ich Herrn Prof.  Dr. Jörn Ipsen für die Anregung des The-
mas und die vielfältige Unterstützung, die er mir als Mitarbeiter seines Lehrstuhls 
zukommen ließ. Herrn Prof.  Dr. Wulf-Eckard Voß danke ich für die zügige Erstel-
lung des Zweitgutachtens und die vielen hilfreichen und kritischen Anregungen. 
Herrn Prof.  Dr. jur. h.c. Norbert Simon danke ich für die Aufnahme der Arbeit in 
die Schriftenreihe  zur Verfassungsgeschichte. Nicht zuletzt habe ich auch allen 
Freunden und Verwandten zu danken, die mir während der Bearbeitungszeit auf 
vielseitige Weise Hilfe geleistet haben. 

Hameln, im Januar 2000 Henning  Uhlenbrock 
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„... denn immer klarer wird mir das Bewusstsein, dass oft bis 
in die kleinsten Einzelheiten herab die richtige Lösung staats-
rechtlicher Fragen abhängt von der Erkenntnis, die man vom 
Wesen des Staates besitzt." 

(Georg  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung, 
Vorrede  S. X,  Freiburg  1887) 

Einleitung 

„Im Jahre 1837 entdeckte einer der Göttinger Sieben, der Staatsrechtslehrer 
Albrecht, daß der Staat eine Persönlichkeit ist."1 In der Tat wird „der Staat"2 in der 
deutschen Staatsrechtslehre seit Ende des 19. Jahrhunderts ganz überwiegend als 
juristische Person qualifiziert.  Anklagend und bewundernd zugleich schrieb Otto 
Mayer daher bereits 1908 den oft zitierten Vers: „Die deutschen Professoren  haben, 
ohne alle Beihilfe, den Staat zur juristischen Person ernannt/'3 

Als Begründer dieser Theorie gilt gemeinhin der Göttinger Staatsrechtslehrer 
Wilhelm Eduard Albrecht, der 1837 im Rahmen einer unscheinbaren Rezension in 
den Göttingisehen gelehrten Anzeigen erstmals dem Staat den Charakter einer 
Rechtspersönlichkeit zuschrieb und diesen somit als eigenständiges Subjekt von 
Rechten und Pflichten deutete. Die Lehre vom Staat als juristische Person fand 
allerdings nicht, wie die zitierten Bemerkungen von Carl Schmitt und Otto Mayer 
suggerieren, blitzartige Verbreitung innerhalb der deutschen Staatsrechtswissen-
schaft, sondern blieb zunächst mehr oder weniger unbeachtet, bis sie gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts zur zentralen Prämisse des Staatsrechts avancierte und als 
Grundbegriff  das gesamte staatliche Organisationsrecht prägte. Daran hat sich bis 
heute nichts geändert. Dabei war schon vor Albrechts berühmter Rezension der 
Vergleich des Staates mit einer Persönlichkeit eine verbreitete Metapher der natur-
rechtlichen Staatslehre.4 Keineswegs aber wurden aus der Lehre von der juristi-
schen Persönlichkeit des Staates stets die gleichen rechtlichen Ableitungen gezo-
gen. Sie diente vielmehr unterschiedlichen politischen Kräften zur juristischen 
Fundamentierung ihres Programms. Noch Albrecht verfolgte mit seiner Theorie 
die Absicht, den Fürsten juristisch als Staatsorgan an die Verfassung zu binden und 
wird daher heutzutage als liberaler Verfechter  der konstitutionellen Idee im Hanno-
verschen Verfassungskonflikt  geehrt. Wenige Jahrzehnte später aber finden wir die 

ι Schmitt,  Hugo Preuss, S. 8. Ähnlich Vesting,  Der Staat 31 (1992), S. 161 ff.  (163). 
2 Zur Etymologie des Wortes „Staat" siehe die umfassende Monographie von Weihnacht, 

Staat, Studien zur Bedeutungsgeschichte des Wortes von den Anfängen bis ins 19. Jahrhun-
dert, sowie Kern  S. 21 ff.  und Loening,  Staat, S. 907 ff.  (907 f.). 

3 Mayer,  Festgabe für Laband, S. 1 ff.  (59). 
4 Neuerdings wird deshalb die Gründerleistung Albrechts zum Teil in Zweifel gezogen, 

vgl. Friedrich,  Staatsrechtswissenschaft, S. 216 f.; Schönberger  S. 42 ff.  und Zwirner  S. 95 ff. 
Dazu unten 2. Kapitel 1.2. 

2 Uhlenbrock 
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Staatspersönlichkeitslehre als Grundlage einer einseitig auf die Staatsgewalt und 
die monarchische Herrschaft  ausgerichteten Staatsrechtslehre. Die Staatspersön-
lichkeit galt jetzt als Anknüpfungspunkt für eine im Monarchen verkörperte, unge-
bundene Willensmacht, die sich rechtlich als Herrschaft  und Zwangsgewalt gegen-
über der Bevölkerung äußerte. In dieser Formulierung fand die Lehre allgemeine 
Verbreitung innerhalb der deutschen Staatsrechtslehre. Georg Jellinek verlieh dann 
der so verstandenen Staatspersönlichkeitstheorie als „Grund- und Eckstein4'5 seines 
öffentlich-rechtlichen  Systems die Gestalt, in der sie nahezu unangefochten bis 
heute in der Staatsrechtswissenschaft  rezipiert wird. Obwohl gegen diese Staats-
rechtskonstruktion stets Widersprüche und Einwände erhoben wurden, ist das Dog-
ma von der juristischen Persönlichkeit des Staates derart mächtig, dass es in der 
staatsrechtlichen Literatur meist ohne nähere Begründung übernommen wird. 

In Anbetracht der unübersehbaren Fülle von Versuchen, den Staat als soziales, 
kulturelles und politisches Gebilde zu erfassen bzw. den Staat als Organisation der 
menschlichen Gesellschaft zu legitimieren, scheint mit der Persönlichkeitsstruktur 
des Staates zumindest für die Zwecke der Rechtswissenschaft ein Denkmodell 
gewonnen zu sein, welches erlaubt, den Staat im Rechtsverkehr handhabbar zu 
machen und als Rechtssubjekt in Beziehung zu den übrigen Rechtspersonen zu 
setzen. 

Ohne entsprechenden Anhaltspunkt in der Verfassung wird der Staat dadurch 
aber gleichzeitig rechtssystematisch mit den von der Rechtsordnung konstituierten 
privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen  juristischen Personen, der GmbH, der 
Gemeinde oder dem Verein, gleichgesetzt und mit den für diese geltenden Rechts-
konstruktionen erfasst. Wie diese ist der Staat als juristische Person einerseits selb-
ständiges Rechtssubjekt, andererseits aber auch auf Organe angewiesen, die für ihn 
im Rechtsverkehr handeln. Die juristische Persönlichkeit des Staates dient daher 
als Zurechnungseinheit für das Handeln der Organe und als Bezugspunkt für die 
durch die Organe artikulierten Rechte des juristisch verselbständigten Staates. 

Die Verselbständigung und Erhöhung des Staates als juristische Person gegen-
über der im Staat zusammengefassten Gesamtheit der natürlichen Personen führt 
zu einer normativen Trennung zwischen Staat und Gesellschaft. Der die deutsche 
Staatslehre seit Ende des Absolutismus prägende Dualismus zwischen staatlicher 
und gesellschaftlicher Sphäre hat daher eine Wurzel auch in der rechtlichen Ver-
selbständigung des Staates als juristische Person.6 

Solange der Staat mit der Person des Herrschers gleichgesetzt wurde, ließen sich 
die Beziehungsverhältnisse zwischen Regent und Regierten als ein auf Personen 
bezogenes zweiseitiges Rechtsverhältnis definieren. Erst die Ablösung des Staates 
von der Person des Regenten ermöglichte es, den Staat als abstrakte Institution zu 

5 Jellinek,  Gesetz, S. 195. 
6 Dazu Böckenförde,  Festgabe für Hefermehl, S. 11 ff.  (12 ff.);  Ehmke,  Festgabe für 

Smend, S. 23 ff.  (41); Frotscher  S. 197 f.; Schönbergers.  79 ff.;  Stolleis,  Band II, S. 107. 



Einleitung 19 

begreifen und die öffentlich-rechtlichen  Rechtsbeziehungen auf ihn zu beziehen. 
Nicht mehr Rechtsverhältnisse zwischen natürlichen Personen, sondern das allge-
meine Gewaltverhältnis der Staatsperson zum Bürger und die Rechte des Bürgers 
gegenüber dem Staat prägten seitdem den Charakter des öffentlichen  Rechts.7 Ge-
genüber dem rechtlich verselbständigten Staat und dessen umfassenden Befugnis-
sen muss sich die Gesellschaft gewisse Freiräume sichern. Dem Staat werden 
rechtliche Schranken gesetzt, auf die sich der Einzelne berufen kann. Die Rechts-
persönlichkeit des Staates ist insofern auch Grundvoraussetzung für die die Grund-
rechtsdogmatik beherrschende Lehre vom subjektiv öffentlichen  Recht. 

Die Definition des Staates als Rechtsperson hat insofern weitreichende Folgen 
und es muss überraschen, dass diese vor weit über 100 Jahren auf dem Boden des 
konstitutionellen monarchischen Staatswesens entwickelte Theorie über alle fun-
damentalen Veränderungen, die die deutsche Geschichte seitdem im deutschen 
Verfassungsgefüge  hinterließ, nach wie vor derart kritiklos übernommen und als 
Grundlage des staatsrechtlichen Systems beibehalten wird. 

Was sind die Hintergründe, die Albrecht 1837 zu der Qualifizierung des Staates 
als juristische Person bewegten? Warum hielt seine Lehre wenige Jahre später in 
anderem Gewand Einzug in die deutsche Staatsrechtswissenschaft? Und was ver-
anlasst die deutsche Staatsrechtslehre nach wie vor, den Staat als juristische Person 
zu definieren? 

Antworten auf diese Fragen können nur durch eine dogmengeschichtliche Ana-
lyse zur Lehre von der juristischen Persönlichkeit des Staates gewonnen werden. 
Die folgende Darstellung soll daher die Genese der Auffassungen  über den juristi-
schen Charakter des Staates, beginnend mit den Staatslehren des frühen 19. Jahr-
hunderts, analysieren und so die Gründe für die Durchsetzung des Dogmas von der 
juristischen Staatsperson erschließen. Die Auseinandersetzung mit der früher  wie 
heute gegen die Lehre von der Rechtspersönlichkeit des Staates geäußerten Kritik 
wird schließlich erweisen müssen, ob das Dogma der Rechtspersönlichkeit des 
Staates auch heute noch Bestand haben kann. 

2* 

ι Dazu Bauer  S. 48. 


